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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Während der Grossteil des Bundesgesetzes über administrative Erleichterungen und
die Entlastung des Bundeshaushalts bereits in der Frühjahrssession 2021 bereinigt
worden war, beschäftigte sich der Nationalrat in der Sommersession 2021 mit der
«Anpassung der gesetzlichen Grundlage zur Nutzung der Daten im
Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF». Diesen Aspekt hatte die KVF-NR, welcher der
Nationalrat diesen zweiten Erlass zugewiesen hatte, in der Zwischenzeit beraten und
dabei unter anderem auch den EDÖB Adrian Lobsiger sowie die Kripo-Chefin der
Kantonspolizei Zürich, Lentjes Meili, angehört. Kommissionssprecher Fluri (fdp, SO)
präsentierte dem Rat den Entwurf. Wie bereits in der Kommissionsberatung drehte sich
die anschliessende Diskussion um die Frage, was genau das Ziel dieser
Gesetzesänderung sei. Kurt Fluri erachtete den vorliegenden Entwurf als «gesetzliche
Grundlage für die Visualisierungsfunktion des Datenverarbeitungssystems des Dienstes
ÜPF». Damit soll eine bisher nur in der Verordnung geregelte Analysefunktion gesetzlich
verankert werden, die es den Strafverfolgungsbehörden der Kantone ermögliche,
«Schlüsse zu Personennetzwerken sowie zu Kommunikations- und
Bewegungsgewohnheiten» zu ziehen, ohne ein eigenes Analysesystem aufbauen zu
müssen. Entsprechend erachte die Kommissionsmehrheit diese Vorlage als
«Verbesserung der Rechtsgrundlage, nicht aber [als] Ausweitung der
Datensammlungen». Der EDÖB befürworte gemäss Fluri die Schaffung der gesetzlichen
Grundlage, habe aber betont, dass sie nicht «im Sinne einer Zweckänderung oder
-erweiterung» ausgelegt werden dürfe. Eine Minderheit Pult (sp, GR) bezweifelte
hingegen die Darstellung der Verwaltung, dass «die Analysefunktion [...] in der Praxis
eine reine Visualisierungsfunktion» sei, zumal eine Analyse weiter gehe als eine
Visualisierung. So habe der Datenschutzbeauftragte in der Kommissionssitzung erklärt,
dass es neben einer Visualisierung auch um Alarmierung und Sprechendenerkennung
gehe. Davon sei bisher aber noch nie die Rede gewesen. Da somit unklar sei, was genau
denn nun das Ziel dieses Entwurfs sei, müsse der Bundesrat in einem Zusatzbericht den
Zweck des Gesetzes erläutern. Folglich verlangte die Minderheit Pult eine Rückweisung
dieser zweiten Vorlage an den Bundesrat. Vor der Abstimmung verdeutlichte
Bundesrätin Karin Keller-Sutter die Möglichkeiten dieser Analysefunktion: Damit
könnten die Strafverfolgungsbehörden «Schlüsse aus Personennetzwerken sowie
Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten» ziehen, Gespräche mithören,
nachhören oder verschriften, Vorgänge kommentieren, eine Alarmfunktion
programmieren, wenn eine Person einen bestimmten Perimeter betritt, sowie eine IP-
Analyse oder eine Spracherkennung durchführen. Dabei würden aber nur Daten
verwendet, deren Sammlung ein Zwangsmassnahmengericht genehmigt habe. Keine
dieser Funktionen sei zudem neu, alle würden jetzt bereits durch die entsprechende
Verordnung geregelt, betonte sie überdies. In der Folge sprach sich der Nationalrat mit
104 zu 70 Stimmen gegen den Rückweisungsantrag Pult aus; Unterstützung fand dieser
bei der SP, den Grünen und der GLP. Auch zwei Minderheitenanträge Trede (gp, BE) auf
Streichung der entsprechenden Bestimmungen fanden im Rat keine Mehrheit. Mit 105
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) hiess der Nationalrat den Entwurf in der
Gesamtabstimmung gut. Neben den ablehnenden Fraktionen der SP, der Grünen und
der Grünliberalen sprach sich auch Lukas Reimann (svp, SG) gegen den Entwurf aus. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
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1) AB NR, 2021, S. 1441 ff.
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